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Mülltrennung kontrolliert

Die Mülltrennung stellt in vielen Wohnanla-
gen ein Problem dar. Wertstoffe werden in 
die falschen Tonnen eingeworfen und manch-
mal gelangen Gegenstände in den Müll, die 
dort gar nichts verloren haben. Deswegen 
erlaubt es ein höchstrichterliches Grundsatz-
urteil nach Auskunft des Infodienstes Recht 
und Steuern der LBS den Vermietern, die kor-
rekte Trennung kontrollieren und gegebenen-
falls nachbessern zu lassen. 

Der Fall: Ein Vermieter führte unter den 
Nebenkosten das sogenannte „Behälter­
management“ ein. 

Pro Jahr sollten die Mieterinnen und Mieter 
rund zwölf Euro pro Partei dafür bezahlen, 
dass ein Dienstleister nach dem Rechten 
sah. Die Betroffenen wollten nicht bezah­
len. Sie wiesen darauf hin, dass keinesfalls 
alle Hausbewohner ein problematisches 
Verhalten an den Tag legen. Es seien nur 
einige „Müllsünder“ gewesen. Der Streit 
zog sich über mehrere Instanzen hin.

Das Urteil: Der Bundesgerichtshof ent­
schied, dass dieser Service unter den Ober­
begriff „Müllbeseitigung“ falle und deswe­
gen die Kosten dafür über die Betriebs­
kostenverordnung auf alle Parteien umgelegt 
werden dürften. Allerdings müssten sich die 
Kosten im Rahmen des Ortsüblichen halten 
und dürften nicht überzogen sein.

Bundesgerichtshof 
Aktenzeichen VIII ZR 117/21

Mancher Mangel ist heilbar
Wenn zu einer Eigentümerversammlung 
nicht rechtlich korrekt geladen wurde, dann 
stellt das einen Mangel dar und kann zur 
Ungültigkeit der gefassten Beschlüsse füh­
ren. Doch es gibt nach Information des Info­
dienstes Recht und Steuern der LBS eine 
mögliche Entwicklung des Geschehens, die 
diesen Mangel heilen kann. 

Der Fall: Eine Wohnungseigentümerin ging 
gegen die Beschlüsse einer Eigentümerge­
meinschaft vor, weil ein unwirksam einsei­
tig bestellter und damit nicht berechtigter 
Verwalter dazu eingeladen habe. �  

In der Versammlung ging es unter ande­
rem um den Wirtschaftsplan des Objekts 
und um die Zuführung zur Instandhaltungs­
rücklage.

Das Urteil: Der BGH räumte der Einberufung 
der Versammlung durch einen Nichtberech­
tigten nicht eine solch große Bedeutung ein, 
wie es in der ursprünglichen Klage behaup­
tet worden war. Entscheidend sei es viel­
mehr, dass tatsächlich sämtliche Eigentü­
mer an der Versammlung und der Abstim­
mung teilgenommen hätten. Dadurch werde 
ein eventuell vorhandener Mangel, der durch 
die Person des Einladenden entstanden sei, 
nachträglich geheilt.

Bundesgerichtshof
Aktenzeichen V ZR 77/21

Wohnungsrecht erhöht 
Abgabenlast
Der Käufer eines Grundstücks übernahm im 
Vertrag gleichzeitig ein persönliches Woh­
nungsrecht für das erworbene Objekt. Des­
sen kapitalisierter Wert musste nach Aus­
kunft des Infodienstes Recht und Steuern 
der LBS der Bemessungsgrundlage für die 
Grunderwerbsteuer zugeschlagen werden.

Der Fall: Im Kern des Verfahrens ging es um 
die Frage, ob ein beim Kauf übernommenes 
Wohnungsrecht, das den Preis des Grund­
stücks naturgemäß niedriger hatte ausfallen 
lassen, im Gegenzug bei der Ermittlung der 
Grunderwerbssteuer wieder hinzugerechnet 
werden darf. Dieser Meinung war der Fiskus 
und stritt sich deswegen finanzrechtlich mit 
dem Erwerber des Objekts.

Das Urteil: Das Wohnungsrecht sei mit 
dem kapitalisierten Wert in die Bemes­
sungsgrundlage für die Grunderwerbssteuer 
einzubeziehen, urteilte das höchste deut­
sche Fachgericht. Es zähle zu den Verpflich­
tungen, die der Erwerber über den eigent­
lichen Kaufpreis hinaus eingegangen sei. 
Man könne diese sonstigen Leistungen als 
eine Art Entgelt betrachten.
Bundesfinanzhof 
Aktenzeichen II R 32/22

Wasserschaden  
rechtfertigt Zutritt

Wasserschäden zählen neben Bränden mit 
zum Schlimmsten, was einer Immobilie pas­
sieren kann. Beides kann die Bausubstanz 
eines Objekts unwiderruflich schädigen. 
Deswegen ist von einem hochgradigen Inte­
resse eines Wohnungseigentümers auszu­
gehen, sich durch eine persönliche Besich­
tigung seiner vermieteten Immobilie vom 
Verdacht eines Wasserschadens zu über­
zeugen. 

Ein Mieter ließ sich aber trotz mehrfacher 
Aufforderung nicht davon überzeugen, den 
Eigentümer und den von ihm beauftragten 
Handwerker einzulassen, um die Wasser­
installation zu überprüfen. Das trug ihm 
nach Information des Infodienstes Recht 
und Steuern der LBS nach einer erfolglo­
sen Abmahnung die fristlose Kündigung 
ein. Auch das hohe Alter des Mieters und 
dessen Gesundheitszustand änderten 
nach Überzeugung des Gerichts nichts 
daran, dass diese Kündigung letztlich Gül­
tigkeit hatte.

Amtsgericht Fürstenfeldbruck 
Aktenzeichen 2 C 842/24
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Wachsen und Gedeihen: Welche Regeln 
Grundstücksbesitzer im Garten einhalten müssen
Pflanzen haben es an sich, dass sie wach-
sen und gedeihen. In vielen Fällen ist das 
ja durchaus auch erwünscht. Doch manch-
mal stoßen sich Nachbarn an Hecken, die in 
die Höhe streben, und an Ästen, die auf ihr 
eigenes Grundstück ragen. Der Infodienst 
Recht und Steuern der LBS befasst sich in 
seiner Extra-Ausgabe mit Gerichtsurteilen 
zur Gartenbewirtschaftung.

Schotterflächen sind in einer zunehmend 
ökologisch orientierten Gesellschaft nicht 
besonders beliebt, teilweise sogar verboten. 
Manchmal stellt sich aber die Frage, ab wann 
man überhaupt von einer Schotterfläche spre­
chen kann. Das Verwaltungsgericht Stuttgart 
(Aktenzeichen 6 K 4450/24) entschied, dass 
eine mit einem Unkrautvlies bedeckte und mit 
Schotter aufgeschüttete Gartenfläche nicht 
bereits dadurch zur Grünfläche wird, dass sie 
mit einzelnen Pflanzen durchsetzt wird. Die 
Beseitigungsanordnung durch die Behörden 
ist deswegen rechtmäßig.
Ein Nachbar hat nicht in jedem Falle einen 
Anspruch darauf, dass ein auf sein Grund­
stück überhängender Baum beschnitten wird. 
Würde das Gehölz durch diese Maßnahme 
möglicherweise in Gänze absterben, dann 
muss das Beschneiden unterbleiben. Das 
Landgericht Köln (Aktenzeichen 6 S 27/20) 
entschied dies, als mehrere über 30 Jahre 
alte Kastanien, Schwarz-Erlen und Ahorn­
bäume zurückgeschnitten werden sollten. 
Die Vorinstanz hatte das angeordnet. Das 
Landgericht hingegen sah keine relevante 
Beeinträchtigung durch den Überhang und 
schätzte die Gefahr für die Bäume höher ein.
Ein Schrebergärtner muss die Verpflichtungen 
einhalten, die er beim Vertragsschluss über 
die Nutzung seines gepachteten Grundstü­
ckes eingegangen ist. Tut er das nicht, droht 
ihm die Kündigung. Dass er wegen der Erkran­
kung seiner Ehefrau zwischenzeitlich nicht 
in der Lage gewesen sei, den Garten zu pfle­
gen, akzeptierte das Amtsgericht Köln (Akten-
zeichen 211 C 137/23) nicht als Entschul­
digung. In diesem Falle hätte er sich gegen 
Bezahlung der Hilfe Dritter bedienen müssen.
Wenn es windig ist, sollten Grundstücks­
besitzer tunlichst nicht Unkraut mit einem 
Gasbrenner abflammen. Kommt es näm­
lich zu einem Übergreifen des Feuers auf 
die Immobilie und damit zu einem Scha­
denfall (hier: 150.000 Euro), kann dieses 
Verhalten als grobe Fahrlässigkeit einge­
stuft werden. Dem Oberlandesgericht Celle 
(Aktenzeichen 8 U 203/17) zu Folge war 
eine Leistungskürzung in Höhe von 30 Pro­
zent der Schadenssumme durch die Versi­
cherung möglich.

Zur Unkrautbekämpfung gibt es höchst 
unterschiedliche Ansichten. Ein Mann hatte 
die Zufahrt seiner Garage mit einer Essig-
Salz-Lösung bearbeitet, um das Unkraut los­
zuwerden. Die Ordnungsbehörden sprachen 
daraufhin ein Bußgeld in Höhe von 150 Euro 
wegen eines Verstoßes gegen das Pflanzen­
schutzgesetz aus. Das Oberlandesgericht 
Oldenburg (Aktenzeichen 2 Ss Owi 70/17) 
gab hingegen dem Grundstücksbesitzer 
recht. Bei der Essig-Kochsalz-Mischung 
handle es sich nämlich nicht um ein Pflan­
zenschutzmittel im Sinne des Gesetzes. 
Während eines Sturms brach von einem 
auf öffentlichen Grund befindlichen Baum 
ein großer Ast ab und kippte in Rich­
tung eines privaten Anwesens. Am Ende 
landete der Ast auf dem Hausdach und 
verursachte dort einen erheblichen Scha­
den. Der Besitzer des Anwesens verklagte 
die Kommune wegen einer Verletzung 
der Verkehrssicherungspflicht. Das Ober­
landesgericht Hamm (Aktenzeichen 11 U 
118/22) wollte dem nicht folgen. Es gebe 
keinen nachbarrechtlichen Anspruch, da der 
Baum nachweislich regelmäßig gepflegt und 
geprüft worden sei.
Nachbarn stritten um die erlaubte Höhe 
eines Grenzzaunes zwischen zwei Grund­
stücken. Die Klägerin behauptete, dieser 
Zaun sei entgegen einer bestehenden Ver­
einbarung zu hoch ausgefallen und müsse 
auf das abgesprochene Maß zurückgebaut 
werden. Mit dieser Forderung setzte sie 
sich vor Gericht durch. Gleichzeitig war sie 
noch gegen ein im Grenzbereich angebrach­
tes Tarnnetz vorgegangen und hatte dessen 
Entfernung gefordert. Das Amtsgericht Bran­
denburg (Aktenzeichen 30 C 120/23) bewer­
tete das Netz hingegen nicht als eine „zaun­
artige“ Einfriedung im Sinne des Nachbar­
rechts. Es solle in erster Linie einen Sicht­
schutz bieten, deswegen konnte es bleiben.
Nicht nur der Zaun als solcher muss an der 
Grenze zwischen zwei Grundstücken kor­
rekt platziert sein, sondern auch dessen 
Fundamente. Genau das war bei einem 
Streitfall in Oberbayern nicht so. Hier befand 
sich zwar der Zaun klar auf dem Anwesen 
des Erbauers, aber seine Betonfundamente 
ragten unterirdisch bis zu 17 Zentimeter in 
das Grundstück des Nachbarn hinein. Diese 
Distanz sei alles andere als unerheblich, 
beschied das Amtsgericht Erding (Akten-
zeichen 4 C 401/18) und müsse vom Pro­
zessgegner nicht hingenommen werden. 
Die Fundamente mussten deswegen ent­
fernt werden.

Quelle für sämtliche Urteile:  
LBS Infodienst Recht & Steuern


